
Antwort
der Bundesregierung
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– Drucksache 19/16519 –

Ergebnisse der aktiven Arbeitsmarktpolitik (SGB II)

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Arbeitsförderung für Menschen mit Bezug von Arbeitslosengeld II 
(„Hartz IV“) hält eine Vielzahl unterschiedlicher Instrumente bereit, um sie 
bei der Aufnahme von Arbeit zu unterstützen. Das kann jedoch nur nachhaltig 
gelingen, wenn die einzelnen Maßnahmen Teil einer sinnvollen und koopera-
tiv ausgehandelten Integrationsstrategie sind. Insbesondere über Maßnahmen 
zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung gibt es wiederkehrende Be-
richte, dass sie dem eigentlichen Förderanspruch nicht gerecht werden und da-
mit auch nicht zu einer Verbesserung der Beschäftigungschancen beitragen. 
Gerade diese Maßnahmen zur Aktivierung werden meist zentral sowie mit ei-
ner vorher festgelegten Anzahl an Plätzen eingekauft. Die Plätze müssen dann 
besetzt werden, auch wenn sie in der Folge von den Betroffenen als wenig 
sinnvoll und passend angesehen werden.

Viele arbeitslose Menschen im Rechtskreis des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch (SGB II) haben das Gefühl, dass bei der Vergabe von Maßnahmen „nicht 
aus der Perspektive der Betroffenen“ gedacht werde. „So blieben ihnen oft 
Weiterbildungen, die sie selbst wollten und die sie weiterbringen können, ver-
wehrt, während sie zu anderen Maßnahmen gezwungen würden“ (Matanovic/
Kern [2019]: Forderungen langzeitarbeitsloser Nichtwähler (…). In: Sozialun-
ternehmen Neue Arbeit [Hrsg.] Unerhört! Langzeitarbeitslose melden sich zu 
Wort, Stuttgart, S. 137). Es stellen sich aus Sicht der Fragesteller daher Fragen 
nach dem Erfolg der Arbeitsförderung im Bereich des SGB II und inwiefern 
der gesamte Instrumentenkoffer besser an die Bedarfe der langzeitarbeitslosen 
Menschen angepasst werden kann, insbesondere die Angebote zur qualifizier-
enden beruflichen Fort- und Weiterbildung, da gerade Langzeitarbeitslose da-
von besonders profitieren würden.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Teilnehmende an Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik gelten gemäß 
§ 16 Absatz 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III) während der Zeit 
der Maßnahme nicht als arbeitslos. Der Anteil der Teilnehmenden an den Ar-
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beitslosen kann daher nicht ausgewiesen werden. Um dennoch relative Größen 
abzubilden, wurde das Verhältnis Maßnahmeteilnehmende/Arbeitslose gebildet. 
Die arbeitsmarktorientierten Aktivierungsquoten, bei denen die Teilnehmenden 
an Maßnahmen der Arbeitsförderung zu den Teilnehmenden an Maßnahmen 
der Arbeitsförderung plus den Arbeitslosen in Beziehung gesetzt werden, wur-
den nicht verwendet, da die in Frage 3 genannten Maßnahmen nicht Bestandteil 
der arbeitsmarktorientierten Aktivierungsquote sind. Für eine durchgehend ein-
heitliche Darstellung der Antworten zu den Fragen 2 bis 6 wurde die relative 
Bedeutung der Maßnahmeteilnahmen anhand des Verhältnisses Maßnahmeteil-
nehmende/Arbeitslose dargestellt.
Die Eingliederungsquote gibt an, wie viele Teilnehmende an arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahmen drei, sechs bzw. zwölf Monate nach Beendigung der Maß-
nahme sozialversicherungspflichtig beschäftigt sind, bezogen auf die Gesamt-
zahl der Austritte aus Maßnahmen (für selbständige Tätigkeiten kann diese 
Auswertung nicht vorgenommen werden). Die Eingliederungsquote gibt u. a. 
Aufschluss über die Beschäftigungschancen nach Abschluss einer Maßnahme. 
Sie kann aber nicht unmittelbar im Sinne einer Ursache-Wirkungs-Analyse in-
terpretiert werden.
Die zentrale Statistik zur Abbildung von Arbeitslosigkeit im Rechtskreis SGB 
II ist die Arbeitslosenstatistik der Bundesagentur für Arbeit (BA). Informatio-
nen zur Arbeitslosigkeit können jedoch auch der Statistik der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende nach dem SGB II (Grundsicherungsstatistik) entnommen 
werden. Der Personenkreis der Arbeitslosen im Rechtskreis SGB II gemäß der 
Arbeitslosenstatistik muss nicht vollständig dem Kreis der arbeitslosen er-
werbsfähigen Leistungsberechtigten in der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
entsprechen. Aufgrund nachträglicher Änderungen im Leistungsstatus und 
kurzzeitigen Leistungsunterbrechungen (ohne Rechtskreiswechsel) müssen 
nicht alle in der Arbeitslosenstatistik zum Stichtag erfassten Arbeitslosen im 
SGB II auch Regelleistungsberechtigte in der Grundsicherung sein.
Zur Beantwortung der Fragen hinsichtlich der Arbeitslosigkeit wird die Ar-
beitslosenstatistik herangezogen. Bei Fragen, in denen der Leistungsbezug (in 
Kombination mit Arbeitslosigkeit) im Mittelpunkt der Betrachtung steht, wird 
auf Daten der Grundsicherungsstatistik zurückgegriffen. Bezüglich der Teilnah-
men an Maßnahmen von Personen, die vor der Maßnahmenteilnahme arbeitslos 
waren, werden Auswertungen aus der Förderstatistik verwendet.

1. Wie viele arbeitslose erwerbsfähige Leistungsberechtigte im Rechtskreis 
SGB II gab es nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 2018, und wie 
viele wurden absolut und prozentual über die Jobcenter in sozialversiche-
rungspflichtige Arbeit vermittelt, und

Gemäß der Arbeitslosenstatistik der BA betrug der Bestand an Arbeitslosen im 
Rechtskreis SGB II im Jahresdurchschnitt 2018 rund 1,54 Millionen Personen. 
Der Bestand an Arbeitslosen ist kein fester Block, sondern vielmehr geprägt 
durch ständige Zu- und Abgänge in bzw. aus Arbeitslosigkeit. In der Jahres-
summe 2018 wurden rund 3,95 Millionen Abgänge aus Arbeitslosigkeit im 
Rechtskreis SGB II gezählt, wobei Personen im Laufe eines Jahres mehrfach 
zu- und abgehen können. Durch Aufnahme einer nicht geförderten Beschäfti-
gung am ersten Arbeitsmarkt gab es im Jahr 2018 insgesamt rund 515.000 Ab-
gänge aus Arbeitslosigkeit. Rund 54.000 bzw. 10,5 Prozent dieser Beschäfti-
gungsaufnahmen sind durch Vermittlung eines Jobcenters zustande gekommen.
Eine Arbeitsvermittlung liegt immer dann vor, wenn nach Auswahl und Vor-
schlag durch eine Arbeitsvermittlerin oder einen Arbeitsvermittler eines Job-
centers ein Arbeitsvertrag abgeschlossen wird und ein Beschäftigungsverhältnis 
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zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmerin bzw. Arbeitnehmer zustande kommt 
und die Arbeitslosigkeit endet. Die statistisch ausweisbare Vermittlung nach 
Auswahl und Vorschlag beruht auf einem eher technischen Abgleich von Stel-
lenangeboten und Bewerberprofilen.
Weitere Ergebnisse nach der erfragten Differenzierung können den Tabellen 1 
und 2 *im Anhang entnommen werden.

a) wie viele dieser Integrationen waren in Beschäftigung mit einem Net-
toarbeitseinkommen über der Armutsrisikogrenze,

Der Bundesregierung liegen diesbezüglich keine Erkenntnisse vor.

b) wie viele dieser Integrationen waren in Beschäftigung, mit der die Be-
troffenen keinen Anspruch mehr auf ergänzendes Arbeitslosengeld II 
hatten und

c) wie viele dieser Vermittlungen führten zu einer kontinuierlichen Be-
schäftigung von mindestens sechs Monaten

(bitte jeweils differenziert nach Geschlecht, Schwerbehinderung, Alter 
bis bzw. über 55 Jahre, Dauer der Arbeitslosigkeit und mit Vergleichs-
zahlen der Jahre 2009 und 2014 angeben)?

Die Fragen 1b und 1c werden gemeinsam beantwortet.
Eine Integration gemäß § 48a SGB II liegt vor, wenn ein erwerbsfähiger 
Leistungsberechtigter (ELB) eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung, 
eine voll qualifizierende berufliche Ausbildung oder eine selbständige Erwerbs-
tätigkeit aufnimmt. Eine Integration liegt auch dann vor, wenn durch die Auf-
nahme der Erwerbstätigkeit der Leistungsbezug nicht beendet wird, und ist un-
abhängig davon, ob die Person unmittelbar vor der Beschäftigungsaufnahme 
anderweitig bereits erwerbstätig war.
Bei den Integrationen in eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung wird 
das Messmodell der bedarfsdeckenden Integrationen verwendet. Dazu wird be-
trachtet, ob ein ELB, für den eine Integration gemessen wurde, drei Monate 
nach Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung noch Leis-
tungen nach dem SGB II bezieht. ELB können im Jahresverlauf mehrere Integ-
rationen realisieren.
Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA realisierten im Dezember 
2018 rund 34.000 arbeitslose ELB eine Integration in ein sozialversicherungs-
pflichtiges Beschäftigungsverhältnis. Die Integrationsquote in ein sozialversi-
cherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis belief sich auf 2,4 Prozent. Von 
diesen 34.000 arbeitslosen ELB konnten rund 16.000 den Leistungsbezug in-
nerhalb von drei Monaten beenden.
Eine kontinuierliche Beschäftigung nach Integration gemäß § 48a SGB II liegt 
vor, wenn eine Person eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung auf-
nimmt und an jedem der sechs auf den Integrationsmonat folgenden Monats-
stichtage sozialversicherungspflichtig beschäftigt ist. Das ursprüngliche Be-
schäftigungsverhältnis muss nicht mit dem später beobachteten Beschäfti-
gungsverhältnis identisch sein. Von den 34.000 arbeitslosen ELB, die im De-
zember 2018 ein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis auf-
nahmen, lag bei rund 19.000 eine kontinuierliche Beschäftigung nach Integrati-
on vor.

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/17226 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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Weitere Ergebnisse in der erfragten Differenzierung können Tabelle 3*  im An-
hang entnommen werden. Ergebnisse zu Integrationen in der Grundsicherungs-
statistik können erst ab Januar 2011 veröffentlicht werden. Die Auswertungen 
wurden aufwandsbedingt nur für den Dezember der Jahre 2011, 2014 und 2018 
vorgenommen. Informationen zu schwerbehinderten Menschen liegen nicht 
vor.

2. Wie viele der arbeitslosen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten im 
Rechtskreis SGB II haben nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 
2018 absolut und prozentual an folgenden Maßnahmen teilgenommen:

a) Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung (§ 45 
SGB III) bei einem Träger (bitte mit Vergleichszahlen geförderte Ar-
beitslose SGB III aus den Jahren 2009, 2014 und 2018),

b) Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung (§ 45 
SGB III) bei einem Arbeitgeber (bitte mit Vergleichszahlen geförderte 
Arbeitslose SGB III aus den Jahren 2009, 2014 und 2018),

c) Probebeschäftigung und Arbeitshilfe für behinderte Menschen (§ 46 
SGB III) (bitte mit Vergleichszahlen geförderte Arbeitslose SGB III 
aus den Jahren 2009, 2014 und 2018),

d) wie viele der arbeitslosen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten im 
Rechtskreis SGB II haben absolut und prozentual mehr als eine Maß-
nahme jährlich zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung (§ 45 
SGB III) besucht,

e) wie hoch waren die Eingliederungsquoten in sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung oder Selbstständigkeit absolut und prozentual 
drei Monate, sechs Monate und ein Jahr nach Beendigung der Maß-
nahmen aus den Fragen 2a bis 2c und

f) wie hoch war der jeweilige Anteil der Austritte aus dem Bezug jeweils 
nach Beendigung der Maßnahmen in den Fragen 2a bis 2c aufgrund 
einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung oder Selbststän-
digkeit

(bitte jeweils differenziert nach Geschlecht, Schwerbehinderung, Alter 
bis bzw. über 55 Jahre, Dauer der Arbeitslosigkeit und mit Vergleichs-
zahlen der Jahre 2009 und 2014 angeben)?

3. Wie viele der arbeitslosen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten im 
Rechtskreis SGB II haben nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 
2018 absolut und prozentual an folgenden Maßnahmen zur „Berufswahl 
und Berufsausbildung“ teilgenommen:

a) Assistierte Ausbildung (§ 130 SGB III) (bitte mit Vergleichszahlen ge-
förderte Arbeitslose SGB III aus den Jahren 2009, 2014 und 2018),

b) Einstiegsqualifizierung (§ 54a SGB III) (bitte mit Vergleichszahlen ge-
förderte Arbeitslose SGB III aus den Jahren 2009, 2014 und 2018),

c) Ausbildungsbegleitende Hilfen (§ 75 SGB III) (bitte mit Vergleichs-
zahlen geförderte Arbeitslose SGB III aus den Jahren 2009, 2014 und 
2018),

d) Außerbetriebliche Berufsausbildung (§ 76 SGB III) (bitte mit Ver-
gleichszahlen geförderte Arbeitslose SGB III aus den Jahren 2009, 
2014 und 2018),

e) wie hoch waren die Eingliederungsquoten in sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung oder Selbstständigkeit absolut und prozentual 

* Von einer Drucklegung der Tabelle wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/17226 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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drei Monate, sechs Monate und ein Jahr nach Beendigung der Maß-
nahmen in den Fragen 3a bis 3d und

f) wie hoch war der jeweilige Anteil der Austritte aus dem Bezug jeweils 
nach Beendigung der Maßnahmen in den Fragen 3a bis 3d aufgrund 
einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung oder Selbststän-
digkeit

(bitte jeweils differenziert nach Geschlecht, Schwerbehinderung, Alter 
bis bzw. über 55 Jahre, Dauer der Arbeitslosigkeit und mit Vergleichs-
zahlen der Jahre 2009 und 2014)?

4. Wie viele der arbeitslosen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten im 
Rechtskreis SGB II haben nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 
2018 absolut und prozentual an folgenden Maßnahmen zur „Aufnahme ei-
ner Erwerbstätigkeit“ teilgenommen:

a) Eingliederungszuschuss (§§ 88 ff. SGB III) (bitte mit Vergleichszahlen 
geförderte Arbeitslose SGB III aus den Jahren 2009, 2014 und 2018),

b) Eingliederungszuschuss für besonders betroffene schwerbehinderte 
Menschen (§ 90 SGB III) (bitte mit Vergleichszahlen geförderte Ar-
beitslose SGB III aus den Jahren 2009, 2014 und 2018),

c) Einstiegsgeld bei Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Er-
werbstätigkeit (§ 16b SGB II),

d) Einstiegsgeld bei selbstständiger Erwerbstätigkeit (§ 16b SGB II),

e) Leistungen zur Eingliederung von Selbstständigen (§ 16c SGB II),

f) Nachgehende Betreuung (§ 16g SGB II),

g) wie hoch waren die Eingliederungsquoten in sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung oder Selbstständigkeit absolut und prozentual 
drei Monate, sechs Monate und ein Jahr nach Beendigung der Maß-
nahmen in den Fragen 4a bis 4f und

h) wie hoch war der jeweilige Anteil der Austritte aus dem Bezug jeweils 
nach Beendigung der Maßnahmen in den Fragen 4a bis 4f aufgrund ei-
ner sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung oder Selbstständig-
keit

(bitte jeweils differenziert nach Geschlecht, Schwerbehinderung, Alter 
bis bzw. über 55 Jahre, Dauer der Arbeitslosigkeit und mit Vergleichs-
zahlen der Jahre 2009 und 2014 angeben)?

5. Wie viele der arbeitslosen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten im 
Rechtskreis SGB II haben nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 
2018 absolut und prozentual an „Beschäftigung schaffenden Maßnahmen“ 
teilgenommen:

a) Arbeitsgelegenheiten (§ 16d SGB II),

b) Förderung von Arbeitsverhältnissen (§ 16e SGB II alt, bis 2010 § 16a 
SGB II),

c) wie hoch waren die Eingliederungsquoten in sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung oder Selbstständigkeit absolut und prozentual 
drei Monate, sechs Monate und ein Jahr nach Beendigung der Maß-
nahmen in den Fragen 5a und 5b und

d) wie hoch war der jeweilige Anteil der Austritte aus dem Bezug jeweils 
nach Beendigung der Maßnahmen in den Fragen 5a und 5b aufgrund 
einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung oder Selbststän-
digkeit

(bitte jeweils differenziert nach Geschlecht, Schwerbehinderung, Alter 
bis bzw. über 55 Jahre, Dauer der Arbeitslosigkeit und mit Vergleichs-
zahlen der Jahre 2009 und 2014 angeben)?
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6. Wie viele der arbeitslosen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten im 
Rechtskreis SGB II wurden nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 
2018 absolut und prozentual durch folgende Instrumente gefördert:

a) Förderung der beruflichen Weiterbildung (§§ 81 ff. SGB III) (bitte mit 
Vergleichszahlen geförderte Arbeitslose SGB III aus den Jahren 2009, 
2014 und 2018),

b) Förderung schwer zu erreichender junger Menschen (§ 16h SGB II),

c) wie hoch waren die Eingliederungsquoten in sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung oder Selbstständigkeit absolut und prozentual 
drei Monate, sechs Monate und ein Jahr nach Beendigung der Maß-
nahmen in den Fragen 6a und 6b und

d) wie hoch war der jeweilige Anteil der Austritte aus dem Bezug jeweils 
nach Beendigung der Maßnahmen in den Fragen 6a und 6b aufgrund 
einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung oder Selbststän-
digkeit

(bitte jeweils differenziert nach Geschlecht, Schwerbehinderung, Alter 
bis bzw. über 55 Jahre, Dauer der Arbeitslosigkeit und mit Vergleichs-
zahlen der Jahre 2009 und 2014 angeben)?

Die Fragen 2 bis 6 werden gemeinsam beantwortet.
Ergebnisse der Förderstatistik der BA zum jahresdurchschnittlichen Bestand an 
Teilnehmenden im Rechtskreis SGB II (Kostenträgerschaft), die vor Eintritt in 
die Maßnahme arbeitslos waren, können zu den erfragten Maßnahmen und Dif-
ferenzierungen Tabelle 4* im Anhang entnommen werden.
Die Eingliederungsquoten sowie der Anteil der Teilnehmenden, die drei, sechs 
bzw. zwölf Monate nach Beendigung der Maßnahme sozialversicherungspflich-
tig beschäftigt sind und nicht mehr im Leistungsbezug stehen, können den Ta-
bellen 5 und 6* im Anhang entnommen werden. Zu den Austritten aus Maß-
nahmen im Jahr 2018 liegen noch keine Ergebnisse vor, ob die Teilnehmenden 
zwölf Monate nach Beendigung der Maßnahme sozialversicherungspflichtig 
beschäftigt sind und nicht mehr im Leistungsbezug stehen.
Statistische Daten zu Teilnehmenden, die im Jahr mehr als eine Maßnahme 
nach § 45 SGB III (Frage 2d) besucht haben, liegen der Bundesregierung nicht 
vor.

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/17226 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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7. Wie viele erwerbstätige erwerbsfähige Leistungsberechtigte im Rechts-
kreis SGB II gab es nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 2018 ab-
solut und prozentual und

a) wie viele dieser erwerbstätigen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
haben im Jahr 2018 absolut und prozentual eine Förderung der berufli-
chen Weiterbildung (§§ 81 ff. SGB III; bitte mit Vergleichszahlen ge-
förderte Arbeitslose SGB III aus den Jahren 2009, 2014 und 2018 an-
geben) und

b) wie viele dieser erwerbstätigen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
im Rechtskreis SGB II wurden im Jahr 2018 absolut und prozentual in 
eine andere Beschäftigung vermittelt, mit der sie keinen Anspruch 
mehr auf aufstockende Leistungen nach dem SGB II hatten

(bitte jeweils differenziert nach Geschlecht, Schwerbehinderung, Alter 
bis bzw. über 55 Jahre, Dauer der Arbeitslosigkeit und mit Vergleichs-
zahlen der Jahre 2009 und 2014 angeben)?

Ausweislich der Grundsicherungsstatistik der BA gab es im Jahresdurchschnitt 
2018 rund 1,10 Millionen erwerbstätige ELB. Damit waren 26,5 Prozent aller 
ELB erwerbstätig.
In der Grundsicherungsstatistik liegen keine Informationen zur Teilnahme von 
ELB an einzelnen Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik vor. Auf Basis 
der Förderstatistik kann man sich der Fragestellung annähern, indem bei einer 
Auswertung auf die Beschäftigtenqualifizierung (Untergröße der Förderung der 
beruflichen Weiterbildung) im Rechtskreis SGB II abgestellt wird. Da es sich 
nur um eine Annäherung an die Fragestellung handelt, wird hier von der Bil-
dung von Relationen abgesehen. Im Jahresdurchschnitt 2018 gab es rund 2.000 
Teilnehmende an Maßnahmen der Beschäftigtenqualifizierung im Rechtskreis 
SGB II, die vor Antritt der Maßnahme arbeitslos waren.
Weitere Ergebnisse nach der erfragten Differenzierung können Tabelle 7* im 
Anhang entnommen werden.
Ergebnisse zur bedarfsdeckenden Integrationen von erwerbstätigen ELB nach 
der erfragten Differenzierung können Tabelle 8* im Anhang entnommen wer-
den. Ergebnisse zu Integrationen in der Grundsicherungsstatistik können erst ab 
Januar 2011 veröffentlicht werden. Die Auswertungen wurden aufwandsbe-
dingt nur für den Dezember der Jahre 2011, 2014 und 2018 vorgenommen. In-
formationen zu schwerbehinderten Menschen liegen nicht vor.

* Von einer Drucklegung der Tabelle wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/17226 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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